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Vorwort

Das Lehrbuch „Besonderes Verwaltungsrecht der Ukraine“, das Sie in Hän-
den halten, ist im Bereich des ukrainischen Verwaltungsrechts inhaltlich und 
strukturell wegweisend. Es besteht aus 19 unabhängigen Kapiteln, die den 
Inhalt des von uns vorgelegten Werkes widerspiegeln. Das erste Kapitel ist 
eine Einführung von Prof. Bernd Wieser (Universität Graz), in der Idee und 
Konzept des Lehrbuchaufbaus erläutert werden, die überwiegend dem 
deutschen Rechtssystem und dem Aufbau deutscher und österreichischer 
Lehrbücher des Besonderen Verwaltungsrechts entlehnt sind. Die weiteren 
Abschnitte stellen einzelne Teile dar, die einen Überblick über die wichtigs-
ten Teilbereiche und Institutionen des ukrainischen Besonderen Verwal-
tungsrechts geben: Polizeirecht, Vereinsrecht, Versammlungsrecht, Staats-
bürgerschaftsrecht, Fremdenrecht, Datenschutzrecht, Straßenverkehrs-
recht, Naturschutzrecht, Umweltverträglichkeitsprüfung, Abfallwirt-
schaftsrecht, Wirtschaftsverwaltungsrecht, Regulierungsrecht, Vergabe-
recht, Baurecht, Raumplanungsrecht, Straßenrecht, Denkmalschutzrecht, 
Bildungsrecht. Sie wurden von einem Autorenkollektiv der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Nationalen Universität Uschhorod ausgearbeitet.

Das Autorenteam hat auch eine ukrainischsprachige Version dieses 
Lehrbuchs erarbeitet, die Ende 2022 im Verlag Helvetika in Odesa und 
Uschhorod erschienen ist. Dieses Werk ist ein wesentliches Hilfsmittel für 
Studierende beim Studium des ukrainischen Verwaltungsrechts, für Dozen-
ten beim Unterrichten des gleichnamigen Kurses sowie für Wissenschaftler, 
die versuchen, einen neuen Blick auf das Verwaltungsrecht der Ukraine zu 
werfen. Es enthält Hinweise auf die wissenschaftliche Literatur, die bei der 
Erstellung des Lehrbuchs und der Beschreibung der Vorschriften verwendet 
wurde, sodass jeder Leser, wenn er möchte, die von den Autoren in der vor-
liegenden Ausgabe behandelten Themen selbstständig vertiefen kann.

Die hiermit vorgelegte deutsche Ausgabe des Lehrbuchs soll das neue 
Konzept des Besonderen Verwaltungsrechts der Ukraine den deutschspra-
chigen Lesern erschließen. Für die Unterstützung bei der Übersetzung und 
die Erbringung vielfältiger redaktioneller Aufgaben in diesem Zusammen-
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hang gilt unserer besonderer Dank Frau Inga Zelena (Universität Graz). 
Großer Dank gebührt auch dem Land Steiermark für die Finanzierung der 
Drucklegung des Werkes.

Uschhorod/Graz, im November 2022� Bernd Wieser
Yaroslav Lazur

Tetyana Karabin
Oleksandr Bilash

Vorwort
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Zur Systembildung des Besonderen Verwaltungsrechts 
in der Ukraine

Bernd Wieser

Rolle und Inhalt des Besonderen Verwaltungsrechts in der Ukraine sind in 
der ukrainischen Rechtswissenschaft seit vielen Jahren umstritten. Manche 
Forscher behaupten, dass es ein Besonderes Verwaltungsrecht eigentlich 
noch gar nicht gebe. Blickt man etwa in das umfangreiche und relativ junge 
Lehrbuch von I.L. Borodin zum Verwaltungsrecht,1 so sieht man, dass das 
Werk in zwei Teile unterteilt ist: einen Allgemeinen Teil und einen Besonde-
ren Teil. Der Besondere Teil ist dabei mit knapp 350 Seiten mehr als einein-
halb Mal so groß wie der Allgemeine Teil (200 Seiten).

Der Besondere Teil umfasst dabei vier Abschnitte: die verwaltungsrecht-
liche und disziplinäre Verantwortlichkeit, das Verwaltungsverfahren, die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, die Besonderheiten der Verwaltung in den Be-
reichen der Wirtschaft sowie in den sozial-kulturellen und den administra-
tiv-politischen Bereichen. Die Einordnung der ersten drei Bereiche unter 
das Besondere Verwaltungsrecht mag auf bestimmten ukrainischen Traditi-
onen beruhen. Im europäischen Vergleich ist sie ungewöhnlich. Mehr noch, 
mindestens nach einem mitteleuropäischen Verständnis sind diese Bereiche 
klassische Themen des Allgemeinen Verwaltungsrechts. Unter Mitteleuropa 
sollen hier nicht nur Deutschland, Österreich und die Schweiz, sondern 
auch solche Länder wie Tschechien oder Polen verstanden werden.

Aber auch der letztgenannte Bereich – die Besonderheiten der Verwal-
tung in den Bereichen der Wirtschaft sowie in den sozial-kulturellen und 
den administrativ-politischen Bereichen – ist nicht das, was man gemeinhin 
unter Besonderem Verwaltungsrecht versteht. In diesem Abschnitt werden 
breit die Aufgaben und Zuständigkeiten der einzelnen Verwaltungsorgane 
in den einzelnen Verwaltungsbereichen beschrieben, und dies in Form von 
sehr abstrakten Klassifizierungen. Wer eine Beschreibung der konkreten 

1	 Borodin, Administratyvne pravo Ukrajini (Verwaltungsrecht der Ukraine), Kyjiv 
2019.
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Verhaltenspflichten der Rechtsunterworfenen aufgrund konkreter Gesetze 
sucht, wird hier nicht fündig.

Ein anderes, jüngeres Lehrbuch des Verwaltungsrechts – jenes unter der 
Herausgeberschaft von Ju.P. Bytjak, I.M. Balakareva und I.V. Bojko2 – ent-
hält eine andere Stoffgewichtung. Hier macht der Besondere Teil nur rund 
50 von knapp 400 Seiten aus. Er entspricht inhaltlich und von der Darstel-
lungsweise genau dem oben skizzierten letzten Abschnitt im Buch von Bo-
rodin: den Besonderheiten der Verwaltung in den Bereichen der Wirtschaft 
sowie in den sozial-kulturellen und den administrativ-politischen Berei-
chen. Er weist auch die gleichen, oben beschriebenen Defizite auf.

Das vorliegende Werk verfolgt einen methodisch radikal neuen Ansatz. 
Es geht von einer Zweiteilung des Verwaltungsrechts in ein Allgemeines 
und ein Besonderes Verwaltungsrecht aus. Das allein ist freilich noch nicht 
unbedingt neu. Wie beschrieben, weisen auch die beiden oben genannten 
und auch andere ukrainische Lehrbücher diesen Dualismus auf. Im Wesent-
lichen liegt den genannten Lehrbüchern und dem hier vorgelegten Werk 
auch ein ähnliches grundsätzliches Verständnis des Allgemeinen Verwal-
tungsrecht zugrunde.

Das Allgemeine Verwaltungsrecht ist nicht in einem Gesetzbuch kodifi-
ziert. Es ist kein Rechtsgebiet im technischen Sinn, sondern besteht aus ei-
ner Zusammenfassung von wissenschaftlichen Lehren der verwaltungs-
rechtlichen Dogmatik und Theorie, von Grundsätzen und Regeln, die teils 
in Gesetzen niedergelegt sind, teils in der Rechtsprechung und der wissen-
schaftlichen Doktrin entwickelt worden sind.

Wer sich mit Verwaltungsvorschriften näher beschäftigt, wird rasch er-
kennen, dass sich bestimmte Institutionen und Grundsätze in diesen Ver-
waltungsvorschriften immer wieder finden und dass bestimmte Begriffe und 
Allgemeinvorstellungen in diesen Vorschriften vorausgesetzt werden und 
daher für das Verständnis wesentlich sind. Lehrbücher des Allgemeinen 
Verwaltungsrechts sind daher bestrebt, diejenigen Gemeinsamkeiten an Be-
griffen, Institutionen und Grundsätzen zusammenzustellen, die für das Ver-
ständnis des geltenden Verwaltungsrechts von Bedeutung sind. Der intellek-
tuelle Vorgang, der mit dem Anliegen eines Allgemeinen Verwaltungsrechts 
angesprochen ist, weist einerseits Aspekte der Abstraktion und Induktion, 
das heißt der Ableitung des Allgemeinen aus dem Besonderen, andererseits 
strukturelle Gemeinsamkeiten mit der funktionellen Rechtsvergleichung, 
das heißt mit der Feststellung von funktionsbezogenen Übereinstimmungen 
in der Unterschiedlichkeit des Rechtsstoffes, auf.

2	 Bytjak/Balakareva/Bojko (Hrsg), Administrativne pravo (Verwaltungsrecht), 
Charkiv 2020.
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Zur Systembildung des Besonderen Verwaltungsrechts in der Ukraine

Das Allgemeine Verwaltungsrecht bietet derart Orientierung in der Fül-
le des Rechtsstoffes und leistet einen Beitrag zur Reduktion der Komplexi-
tät des Rechts. Wer bei der Lektüre eines bestimmten Verwaltungsgesetzes 
auf ein gleichsam „allgemeines“ Rechtsinstitut stößt, muss sich nicht von 
vorne das „Wesen“ dieses Rechtsinstitutes erarbeiten. Er kann auf jenes 
Wissen zu diesem Rechtsinstitut zurückgreifen, das in Lehrbüchern des All-
gemeinen Verwaltungsrechts niedergelegt ist.

Ein Beispiel: Ein klassisches Thema des Allgemeinen Verwaltungsrechts 
ist die Lehre vom Verwaltungsakt. In der ukrainischen Wissenschaft ist die-
ser Begriff allerdings erst vor kurzem heimisch geworden. Ein Verwaltungs-
akt ist danach jede Entscheidung über eine Einzelmaßnahme, die von einem 
Subjekt der öffentlichen Verwaltung getroffen wird und die Rechte und 
Pflichten einer natürlichen oder juristischen Person begründet, ändert oder 
aufhebt.3 In den einzelnen Verwaltungsgesetzen der Ukraine kommt der Be-
griff zwar nicht expressis verbis vor (er ist nun allerdings im neu angenom-
menen Gesetz der Ukraine „Über das Verwaltungsverfahren“ enthalten, das 
erst in der Zukunft, nämlich Ende des Jahres 2023, in Kraft treten wird), der 
Sache nach stößt man aber freilich immer wieder auf Vorschriften, die Ent-
scheidungen im soeben definierten Sinne vorsehen. Insofern ist der Verwal-
tungsakt ein allgemeines Phänomen des ukrainischen Verwaltungsrechts 
und nicht bloß ein Rechtsinstitut, das einem einzelnen Gesetz oder einer 
abgegrenzten Gruppe von Gesetzen inhärent ist. Aus diesem Grunde wird 
es gleichsam aus der Gesamtheit der ukrainischen Verwaltungsgesetze he
rausdestilliert und „vor die Klammer gezogen“. Es ist somit Teil des Allge-
meinen Verwaltungsrechts. Immer dann, wenn ein Rechtsanwender, der 
sich das Wesen des Verwaltungsaktes mit Hilfe eines Lehrbuches des Allge-
meinen Verwaltungsrechts intellektuell angeeignet hat, in einem Gesetz auf 
eine derartige Konstruktion stößt, weiß er also, was damit gemeint ist.

Das Besondere Verwaltungsrecht vereint hingegen die einzelnen materi-
ellen Bereiche des Verwaltungsrechts. Diese sogenannten Materiengesetze 
bestimmen auf einem bestimmten Sachgebiet einerseits das Verhalten der 
Verwaltungsorgane, indem diesen die Befugnis zur Setzung von Verwal-
tungsakten (zum Beispiel Genehmigungen, Gewährung von Ausnahmen) 
erteilt wird; andererseits sind darin Gebote und Verbote bzw Erlaubnisse 
für Rechtsunterworfene enthalten.

Der Katalog an Bereichen, die den Inhalt des Besonderen Verwaltungs-
rechts bilden, ist sehr groß und im Übrigen auch offen, da die Ausweitung 
der Funktionen der öffentlichen Verwaltung und deren rechtliche Regelung 

3	 Karabin/Bilash, 3. Teil. Verwaltungsrecht, in: Wieser/Lazur/Bilash (Hrsg), Ein-
führung in das ukrainische Recht, München 2020, 94.
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zum Entstehen neuer Bereiche des Besonderen Verwaltungsrechts führen 
wird. Man wird wohl nicht in der Annahme fehl liegen, dass es im Bereich 
des Besonderen Verwaltungsrechts in der Ukraine mehr Gesetze gibt als in 
allen anderen Rechtsbereichen (Bürgerliches Recht, Strafrecht, Wirtschafts-
recht, Arbeitsrecht, und so weiter) zusammengenommen.

Für die Zwecke des vorliegenden Lehrbuches sind also einige Abgren-
zungen zu treffen. So gibt es bestimmte Materien, die sich als Teile des Be-
sonderen Verwaltungsrechts verstehen lassen bzw historisch auch solche 
waren, die sich aber verselbstständigt haben und als eigene Fachgebiete lite-
rarisch betreut und gelehrt werden. Zu denken ist hier insbesondere an das 
Steuerrecht und das Sozialrecht bzw Sozialversicherungsrecht. Diese 
Rechtsgebiete werden daher in dem vorliegenden Lehrbuch nicht behan-
delt. Auch das Staatskirchenrecht gehört nicht hierher.

Es bleibt freilich immer noch eine große Zahl an Rechtsbereichen. Das 
hiermit vorgelegte Lehrbuch, das eine Studienunterlage für Studierende bil-
den will, muss also eine Auswahl treffen. Wenig überraschend konzentriert 
es sich auf jene Rechtsbereiche, die in der Anwendungspraxis am bedeut-
samsten sind. Bereiche, die einen eher engen Anwendungsbereich haben, 
wurden ausgeschieden. Es mag also sein, dass in der ukrainischen Rechts-
wissenschaft etwa das Atomrecht traditionell zum Besonderen Verwal-
tungsrecht gezählt wird. Für den juristischen Alltag hat es – anders als etwa 
das Datenschutzrecht – keine große Bedeutung. Daher findet es sich in die-
sem Buch nicht.

Es ist freilich nicht immer klar, welche Rechtsvorschriften konkret zu 
einem bestimmten Sachgebiet gehören, und in manchen Fällen nicht einmal, 
welche Bezeichnung dieses Rechtsgebiet führen soll. Grundsätzlich kann 
man etwa Bereiche des Besonderen Verwaltungsrechts herausheben, die im 
Kern durch ein einziges Gesetz konstituiert werden, und solche, wo erst 
eine Vielzahl von – näher zu bestimmenden – Gesetzen in ihrer Gesamtheit 
ein bestimmtes Rechtsgebiet ausmachen. Ein Beispiel für den ersten Fall 
wäre das Vergaberecht, ein Beispiel für den zweiten Fall das Bildungsrecht.

Manche Rechtsgebiete erscheinen hierbei gefestigt, andere sind erst in 
der Entwicklung. So wird gegenwärtig in der Ukraine eine Diskussion ge-
führt, ob die Gesamtheit jener Rechtsvorschriften, die das Bauwesen regeln, 
einen neuen Rechtszweig im Rechtssystem darstellt oder als Teilbereich des 
Besonderen Verwaltungsrechts zu betrachten ist. Hierbei wird auch die ter-
minologische Frage nach der Bezeichnung des zukünftigen Rechtszweiges 
gestellt; ob nämlich die Bezeichnung „Baurecht“ oder aber „Städtebau-
recht“ zum Einsatz kommen soll.4 Nach hier vertretener Auffassung gehört 

4	 Karabin/Bilash, 3. Teil. Verwaltungsrecht, 130 f.

Bernd Wieser
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der in Rede stehende Bereich sehr wohl zum Besonderen Verwaltungsrecht 
und ist in Wahrheit in zwei Gebiete zu sondern: das Baurecht im engeren 
Sinn sowie das sogenannte Raumplanungsrecht.

Auch in anderen Bereichen wird in der ukrainischen Wissenschaft eine 
heftige Diskussion geführt, so etwa in Bezug auf das Polizeirecht oder das 
Wirtschaftsverwaltungsrecht. Diese Diskussionen werden bei den Einzel-
beiträgen in diesem Buch nachgezeichnet.

Jene Bereiche, die für eine Behandlung in diesem Lehrbuch ausgewählt 
wurden, mussten sodann in eine Systematik gebracht werden. Es wurde hie-
bei versucht, die ausgewählten Bereiche nach ihrer inhaltlichen Verwandt-
schaft bzw Nähe zu gruppieren. So steht an der Spitze dieses Buches das 
Polizeirecht, gefolgt vom Vereinsrecht, Versammlungsrecht, Staatsbürger-
schaftsrecht und dem Fremdenrecht. Es sind dies Materien, die man der so-
genannten inneren Verwaltung zurechnet. Man kann ferner einen weiteren 
großen Block Wirtschaftsrecht identifizieren, in dessen Mittelpunkt das 
Wirtschaftsverwaltungsrecht steht – freilich ist gerade das, wie erwähnt, ein 
Bereich, der derzeit stark in Entwicklung steht. Andere Materien haben 
kaum Anknüpfungspunkte zu anderen Bereichen – so steht etwa das Bil-
dungsrecht für sich etwas isoliert und wurde daher systematisch ganz nach 
hinten gereiht.

Die hier vereinten Rechtsgebiete sind inhaltlich teilweise sehr unter-
schiedlich gelagert, sie weisen keine einheitliche Struktur und Systematik 
auf. Es ist gerade im Gegenteil das Ziel des vorliegenden Werkes, diese 
Rechtsgebiete nach einer weitgehend einheitlichen Systematik darzustellen. 
Eine solche musste daher erst entwickelt werden.

Im Rahmen dieses einführenden Lehrbuches kann selbstredend keine er-
schöpfende Darstellung jeder Einzelnorm jedes Rechtsgebietes geboten 
werden. Es wurde vielmehr versucht, die ausgewählten Rechtsgebiete im 
Gefüge der Gesamtrechtsordnung darzustellen und den Regelungsgegen-
stand, die Regelungsziele, die Rechtsinstitute und die rechtlichen Instru-
mente aufzuzeigen, die der jeweilige Gesetzgeber verwendet hat.

Die Darstellung schreitet hierbei gleichsam vom Allgemeinen in das Be-
sondere fort. Zunächst wird für jeden Bereich knapp auf den Regelungsge-
genstand und die Regelungsziele des betreffenden Rechtsinstitutes einge-
gangen. Sodann wird die verfassungsrechtliche Einbettung des Rechtsgebie-
tes herausgearbeitet, insb welche Grundrechte das entsprechende Rechtsge-
biet determinieren. Für die meisten der hier behandelten Rechtsgebiete sind 
heute ferner völkerrechtliche Normen maßgeblich, insb bestehen hierzu 
idR zahlreiche völkerrechtliche Verträge. Gleichermaßen wurde dort, wo es 
notwendig erschien, auf die europarechtlichen Bezüge hingewiesen. In wei-
terer Folge wird für jedes Gebiet eine an die eigene Sachgesetzlichkeit ange-
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passte Systematik entwickelt. Jedenfalls werden hierbei am Ende des Kap 
idR auch solche Fragen wie der Rechtsschutz und die verwaltungsrechtliche 
Verantwortlichkeit behandelt.

Jedes Kap wird mit einer kurzen Übersicht über ausgewählte, weiterfüh-
rende Lit eingeleitet. Den Studierenden und umso mehr den praktischen 
Juristen wird dadurch die Möglichkeit gegeben, sich vertieft in das jeweilige 
Rechtsgebiet einzuarbeiten. Auch sonst wird Wert darauf gelegt, das Recht 
in seiner praktischen Anwendung zu zeigen. Alle Autoren wurden gebeten, 
die wesentlichsten Gerichtsentscheidungen zu dem jeweiligen Rechtsbe-
reich zu berücksichtigen und einzuarbeiten. Dagegen wurde auf die in vie-
len ukrainischen Lehrbüchern beliebten abstrakten Klassifizierungen weit-
hin verzichtet; sie bieten für einen praktischen Juristen nämlich keinen Er-
kenntnisgewinn.

Es ist offenkundig so, dass es für manche der hier behandelten Gebiete 
des Besonderen Verwaltungsrechts überhaupt noch keine zusammenhän-
gende Darstellung gibt. Insofern soll das vorliegende Lehrbuch daher auch 
Impulse für die wissenschaftliche Erarbeitung und Durchdringung von 
Rechtsgebieten des Besonderen Verwaltungsrechts liefern.

Bernd Wieser
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Polizeirecht

Tetyana Karabin

Lit: ukr/russ: Grišyna, Vplyv policejs’kogo prava na formuvannja administratyvnogo 
prava (Der Beitrag des Polizeirechts zur Entstehung des Verwaltungsrechts), Visnyk 
Charkivs’kogo nacional’nogo universytetu imeni V.N. Karazina. Serija „Pravo“ (Bote 
der Nationalen Universität Charkiv benannt nach V.N. Karazin. Reihe „Recht“) 
2018/25, 42; Grycenko, Osnovni naprjamky istoryčnogo rozvytku včennja pro syste-
mu administratyvnogo prava (vid policejs’kogo do administratyvnogo prava) (Die 
grundlegenden Richtungen der historischen Entwicklung der Lehre des Systems des 
Verwaltungsrechts [vom Polizeirecht zum Verwaltungsrecht]), Naukovyj visnyk 
L’vivs’kogo deržavnogo universytetu vnutrišnich sprav (Wissenschaftlicher Bote der 
Staatlichen Universität für Innere Angelegenheiten Lviv) 2008/2, 1; Jarmyš, Policejs’ke 
pravo (vyznačennja) (Polizeirecht [Definition]), in: Rymarenko/Kondrat’jev/Šemču
šenko (Hrsg), Mižnarodna policejs’ka encyklopedija: ponjatijnyj aparat, konceptual’ni 
pidchody, teorija i praktyka (Internationale Polizei-Enzyklopädie: Begrifflicher Rah-
men, konzeptionelle Ansätze, Theorie und Praxis) I, Kyjiv 2003, 1231; Kurko/
Bilenčuk/Jarmoljuk, Nauka policejs’kogo prava v Ukrajins’komu deržavotvorenni: 
vytoky, vichy, istoriografija, sučasnyj stan i šljachy prioritetnogo rozvytku (Die Wis-
senschaft des Polizeirechts im ukrainischen Staatsaufbau: Ursprünge, Höhepunkte, 
Entwicklungsgeschichte, gegenwärtiger Stand und Wege zur prioritären Entwick-
lung), Naše pravo (Unser Recht) 2015/4, 17; Lošyc’kyj, Reabilitacija policejs’kogo pra-
va (Die Rehabilitation des Polizeirechts), Pravo Ukrajiny (Recht der Ukraine) 2002/7, 
95; Mel’nyk, Policejs’ke pravo v Ukrajini: notatky do naukovoji dyskusiji (Polizei-
recht in der Ukraine: Anmerkungen zur wissenschaftlichen Diskussion), Juryst Ukra-
jiny (Ukrainischer Jurist) 2011/3, 32; Solomacha, Kyjivs’ka universytets’ka škola 
policejs’kogo prava (Die Kyjiver universitäre Schule für Polizeirecht), Naše pravo 
(Unser Recht) 2015/5, 49.

I.  Regelungsgegenstand und -ziele

Die Ausbildung des „Polizeirechts“ als eigenen Unterbereich des besonde-
ren Verwaltungsrechts erklärt sich durch das Vorhandensein eines spezifi­
schen Regelungsgegenstandes. Dieser besteht in der Gewährleistung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch besondere Organe, die gleich-
zeitig die Anwendung besonderer Methoden der Einflussnahme dieser Or-
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